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Auf die Anfrage der Abg. Mac h 'U n z e und Genössen, betreffend 

Einhebung einer ftZustellgebü,hr" von Sozialrentnern \llld Pensionisten, teilt 

Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Betriebe Dipl.-Ing. W a. 1 d -

b run n erfolgendes mit: 

Als öffentliche Anstalt hAt die ~ost ihre Einrichtungen allen Anstalts­

benützern zu den gleiohen Bedingungen zur Verfügung zu stellen. Der Verzicht auf 

. die Einhebung der Zustellgebühr könnte daher nicht nur auf Sozialrentner, Pensio­

nisten und Kriegs opfer beschränkt werden, sondern müsste alle Za.hlungsempfänger 

umfassen. 

Nun hat aber die Postverwaltung anlässlich der im Zuge des 5.L~hn- und Preis-

,.. übe~einkommens notwendig gewordenen ErhöhUl'lg der Postgebühren die Zustellgebühren 

rür Anweisungsbeträge bis zu 400 Schilling überhaupt nicht erhöht, um vorwiegend 

den Sozialrentnern, Pensionisten ~d Kriegsopfern eine Kürzung ihrer Renten Zu 

,. ersparen. Dieses Zugeständnis der Postverwaltung kam eine.m Verzicht auf Eirutahmen 

von jährlich 13 Millionen Schilling gleioh Q 
I 

Die finanziellen Anforderungen an die Postverwaltung lassen einen weiteren 

Verzicht a.uf ihre Einnahmen nicht mehr zu. 

Was die Aufhebung der Zustellgebühr bei Selbstabholen von Renten und Pen­

sionen betrifft, muss darauf verwiesen werden, dass nach der Postordnung grundsätz­

lich alle Postsendungen - somit auch Renten und Pensionen - ZUgestellt werden müssen, 

de. die Post neben dem Kostspieligen Zustellapparat nicht auch noch Abholeinriohtun­

gen unterhalten kannQ Den Bedürfnissen des täglichen Lebens ist durch verschiedene 

EinrichtUl1gen - wie postlage~;::~d~} Sendungen, Brief-, Paket- und Geldfäoher usw. -

Rechnung ge tragen 0 Diese Einrichtungen sind für Empfänger gedacht, die keinen stän­

dtgen Wohnsitz haben oder täglich eine grosse Anzahl von Postsendungen erhalten. 

Daher sollen und müssen sie Ausnahmen bleiben, weil für eine umfangreichere Inan­

spruchnahme derselben weder räurr.li~h noch personell vorgesorgt werden kann~ 

Soweit nun Rentner ihre Renten beim Postamt abholen~ handelt es sich vo~­

wiegend UlIl Renten, die nach erfolglosem Zustellversuch beim Postamt zur Abholung 

bereitgeha.lten we:.:ro.en~ Die Zustellgebühr ist tei solchen Renten mit Rücksicht· auf 

den erfolgten Zustellversuoh gerechtfertigt und durch die Bestimmungen der Post­

ordnung ~uch rechtlich begründet~ -r;-.-o-e-

(Anmerkung der Redaktion: Gemäs8 § 104 Abs o 6 de~ vom Nationalrat bereits verab­
sohiedeten Allgemeinen Sozialversicherungsgeset~sind mit Inkrafttreten des 
ASVG. Gebühren für die Zustellung von Renten nicht mehr vom Rentenempfänger, 
sondern von der Pensionsversicherungsanstalt zu zahleno) 
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